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Editorial 
 

 
Nach einer Untersuchung der Bundes-Senioren-Union, die sich auf die Auswertung der aktuellen 

Daten der Zentralen Mitgliederdatei der CDU (ZMD) stützt, wird sich die Zahl der SU-Mitglieder 

von bundesweit knapp 56.000 in den nächsten zwanzig  Jahren halbieren. Den Anfang dieser 

dramatischen Entwicklung hat Brandenburg bereits hinter sich: Hatten wir im Juli 2003 noch 

1.046, so sind es jetzt (Mai 2011) nur noch 595 � d as ist eine Schwundquote von rd. 43 Prozent. 

Anders ausgedrückt: Jedes Jahr verloren wir im Durc hschnitt 56, im Monat also fast 5 Mitglieder! 

 

Die Zahl der Neueintritte vermochte bisher den Rück gang nicht annähernd auszugleichen. Um 

dies zu erreichen, müsste die SU Brandenburg jedes Jahr 56, jeder Kreis also drei Neumitglieder 

gewinnen. Schon dazu bedarf es erheblicher Anstrengungen, unser Ziel muss es jedoch darüber 

hinaus sein, die Mitgliederzahlen zu steigern. Es genügt nicht, das Leben im Orts- oder Stadtver-

band �am Laufen� zu halten, so verdienstvoll dies a uch ist. Ohne begleitende Maßnahmen zur 

Mitgliedergewinnung sind die dafür aufgebrachten Kr aftanstrengungen ein Weg in die Sackgas-

se, weil nicht zukunftsgerichtet: Da Kräfte, Motiva tion und Aktivität im Alter in der Regel nachlas-

sen, ist das Ende unseres Wirkens irgendwann erreicht, wenn es uns nicht gelingt, Jüngere mit 

einzubinden. Und wenn es diese nicht unter den bisherigen Mitgliedern gibt, müssen sie zwin-

gend von außen gewonnen werden! 

 

Betrug der Altersdurchschnitt in Brandenburg im Jahre 2004 noch 71,8 Jahre, liegt er jetzt bei 

73,5 Jahren (bundesweit sogar bei 75,2 Jahren). Angesichts dieser Entwicklung brauchen wir 

dringender denn je aktive Maßnahmen, um die Basis z u verbreitern.   

 

Was ist zu tun? Oberstes Gebot muss sein, als Senioren-Union für Außenstehende attraktiv zu 

sein, damit diese motiviert sind, bei uns zu sein und mitgestalten zu wollen. Dazu gehören nicht 

nur regelmäßige gemeinsame Treffen im Kreis-, Stadt - oder Ortsverband, wie sie in der Regel 

(Kaffeekränzchen!) schon stattfinden, sondern auch und besonders politische, kulturelle und ta-

gesaktuelle Veranstaltungen mit Diskussionen. Das gelingt nachhaltig nur, wenn möglichst Viele 

in unsere Vereinigung eingebunden sind, und dies wiederum ist nur möglich, wenn die Mitglie-

derzahl auf einen hohen Stand gebracht werden kann. 

 

Auf die vielen möglichen Aktivitäten zur Mitglieder werbung will ich hier nicht eingehen, sondern 

auf den Besuch einschlägiger Veranstaltungen verwei sen.  

 

• Im Mai dieses Jahres veranstaltete die Konrad-Adenauer-Stiftung auf Initiative des 

AK �Neue Bundesländer� des SU-Bundesvorstandes ein entsprechendes Seminar, das 

unter der Leitung von Heinrich Wichmann (NRW) mit großem Erfolg in Wendgräben 

stattfand. Von den 18 Teilnehmenden waren 10 aus Brandenburg, woraus deutlich 

wird, dass das Problem hierzulande von Vielen erkannt worden ist. Das gleiche Semi-

nar wird vom 5.-8. September 2011 erneut angeboten. 

Einzelheiten sind unter folgendem Link verfügbar: 
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http://www.kas.de/wendgraeben/de/events/45781/ (dort kann man sich auch anmel-

den). 

• Anfang nächsten Jahres soll in Potsdam ein Aufbau- Seminar folgen, das den 

Schwerpunkt auf die Schulung strategischer und praktischer Fertigkeiten legen wird. 

(Vormerkungen für die Teilnahme sind beim Unterzeic hnenden möglich.) 

 

Das Problem ist erkannt, nun sollten wir an Lösunge n arbeiten. Angesichts der vielen Betäti-

gungsfelder, die es gibt, ist das auch für fast jed en möglich. Wir müssen es nur tun! 
 

Prof. Dr. Jörn Klockow 

Landesgeschäftsführer der Senioren-Union Brandenbur g  
 
 

I M P R E S S U M  
 

�Report� ist eine Zeitschrift für Mitarbeiter der S enioren-Union Brandenburg und erscheint drei- bis viermal 
jährlich. 

 
Redaktion:  

Prof. Dr. Jörn Klockow, Ulrich Winz, Claudia Rehwaldt. 
V.i.S.d.P.: C. Rehwaldt, Bamberger Str. 13, 10779 Berlin, 

E-Mail: c.rehwaldt@gmx.de. 
 

Die Herstellung weiterer Kopien wird empfohlen. Bei Auszügen bitte die Quelle angeben.  
 

 

Termine 2011 
 

Sitzungen des Geschäftsführenden Landesvorstands , KAH Berlin 

 

09.09./ 18.11., jeweils 9.30 � 10.00 Uhr 

 

Landesvorstandssitzung, KAH Berlin 

09.09., 10.00 � 14.00 Uhr 

 

Konferenz der Kreisvorsitzenden (mit Landesvorstand), KAH Berlin 

 

18.11., 10.00 � 15.00 Uhr 
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Überlegungen für eine Strategie 2011/2012 
Beschlossen im Geschäf tsf ührenden Bundesvorstand un d im Bundesvor-

stand am 24.01.2011 � gesichtet und f inal ergänzt v on Prof. Dr. Lehr und 

Dr. Worms 
 

Zur Strategie der Senioren-Union gehört 2011 die St ärkung ihrer Organisation: inhaltlich, organi-

satorisch und personell. 

 

Im Superwahljahr 2011 mit bisher sieben feststehenden Landtagswahlen wird die Senioren-Union 

wie gewohnt engagierte Wahlkampfbeiträge leisten. D abei will sich die Senioren-Union vorrangig 

mit Werte-, Organisations- und Einflussfragen auseinandersetzen. 

 

I. Aktion: Wertedebatte über Lebensfragen 

Inhaltlich soll der Schwerpunkt auf Wertefragen gerichtet sein, die für das menschliche Leben 

verbindlich und vorbildlich sind: 
 

PID � Abtreibung � Erziehung � lebenslange Bildung � Elternschaft, Fa-

milie, bürgerschaftliches Engagement (Ausdruck der Nächstenliebe) � 

Pflege � Patientenverfügungen und Sterbehilfe/ Euth anasie. 
 

Dabei geht es um Lebensfragen, insbesondere von noch nicht geborenen Kindern bis ins hohe 

Alter und Sterben. Bei aller Bedeutung der großen w irtschaftlichen und sozialen Fragen werden 

wir diese Grundfragen des menschlichen Lebens vorrangig diskutieren und dabei die Erfahrun-

gen und Werte der älteren Generation einbringen. 

 

Den Beginn der Debatte stellt eine Konferenz der Senioren-Union-Kreisvorsitzenden. Die 

Themen lauten: �Sterbehilfe� und �Sind Kinder allei ne unsere Zukunft?�. Nach diesem Auftakt 

sollen die oben angeführten Lebensfragen in vielfäl tigen Veranstaltungen in Eigenregie der Orts-, 

Stadt-, Kreis- und Landesverbände fortgeführt werde n. 

 
8.7.11: o.g. Kreisvorsitzendenkonferenz in Berlin: v.l.: W. Richter (KV UM), Prof. Dr. J. Klockow (Landesge-
schäftsführer Brandenburg), Prof. Dr. O. Wulff (Bund esvorsitzender), K. Streitner (StV Angermünde) 
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II. Aktion: Die Stärkung der politischen Durchschla gskraft der Senioren-Union 

Ab 2011 werden wir zwei wesentliche Defizite unserer Organisation angehen: 

1. Das fehlende personelle Gewicht in Regierungen und Parlamenten sowie Vorständen 

und Parteitagen (Einflussdefizit). 

 

Jede Organisation wird durch bekannte Persönlichkei ten dargestellt. Die Senioren-Union 

hat keinen namhaften Seniorensprecher im Bundestag, keine Landesminister und zu we-

nig erklärte Seniorenpolitiker in den Landtagen sow ie in der Kommunalpolitik. In der Par-

tei ergibt sich das gleiche Bild auf allen Ebenen. Die über 60-Jährigen bilden für die Union 

den entscheidenden Wähleranteil, der über Sieg oder  Niederlage bestimmt. Deshalb 

müssen die Mandatsträger über 60 als Vertreter der Senioren-Union fungieren. Dabei 

geht es um Parteitagsdelegierte, Präsidiums- und Vo rstandsmitglieder, Ministerpräsiden-

ten oder Landesminister, ebenso wie um Landtags- und Bundestagsabgeordnete und 

schließlich Bundesminister. Umgekehrt müssen auch M itglieder der Senioren-Union häu-

figer mit Kandidaturen für Mandate beauftragt werde n. Bei der großen Bedeutung der al-

ten in der modernen Politik kann so der politische Gestaltungsfaktor der Senioren-Union 

deutlich werden: Mit über 60-jährigen Mandatsträger n in allen politischen ˜mtern. 

 

Die Vertreter der Senioren-Union sollten in Eigenregie in Kommunen, Land und Bund mit 

allen Funktions- und Mandatsträgern Gesprächsrunden  beginnen, um sie für die Senio-

ren-Union zu gewinnen. Die Senioren-Union wird auße rdem auf allen Ebenen einen grö-

ßeren Anteil ihrer Vertreter bei der Aufstellung vo n Kandidaten aller Art verlangen. 

 

2. Die zunehmende Anzahl älterer Menschen wird die Sen ioren-Union durch moderne Mit-

glieder- und Anhänger-/Unterstützerwerbung in Kreis , Land und Bund überwinden: durch 

Listenbildung mit Adressenmaterial von Interessenten und potentiellen Mitgliedern. Die 

Listen erlauben es, die aufgeführten Personen regel mäßig per Brief, per E-Mail, per Tele-

fon oder durch Hausbesuche zu kontaktieren, um sie zur Mitarbeit zu gewinnen. 

 

III. Aktion: Der Wahlkampf der Senioren-Union 

Wir werden die CDU in ihren Wahlkämpfen durch alle Senioren-Union-Gliederungen mit aller 

Kraft unterstützen und dabei das erfolgreiche Konze pt der �Union der Generationen� fortsetzen. 

 

Wir wollen dokumentieren, dass die ˜lteren nicht nu r an sich denken, sondern die Zukunftsfragen 

gemeinsam mit den Jungen angehen wollen. Für die Se nioren-Union gibt es kein �Nach uns die 

Sintflut�. Wir suchen und tragen die Verantwortung für die Zukunft. 

 

Mit ihren drei Aktionsfeldern will die Senioren-Union 2011 folgende Ziele erreichen: 

 

1. die Werteorientierung der CDU diskursiv beleben; 

2. die eigene politisch-organisatorische Stärkung;  

3. die Kampagnenfähigkeit der CDU als Partei stärken.  
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Die drei gestellten Aufgaben haben zum Ziel, die Vereinigung Senioren-Union auf zukünftige 

Herausforderungen vorzubereiten und die CDU als Volkspartei für die Bundestagswahl 2013 fit 

zu machen. 
 

 

 
 

Interview mit Frau Dr. Saskia Ludwig, Landesvorsitzende der 
CDU Brandenburg, 

am 20.06.2011 geführt von Ingo Hansen, Landesvorsit zender der SU Bran-

denburg 

Dr. Saskia Ludwig 

 

geb. am 23.05.1968 in Potsdam 

Diplomkauffrau 

verheiratet, 1 Kind 

 

Seit April 2010 Vorsitzende der 

CDU Fraktion im Landtag Bran-

denburg. 

 

Seit 26. Juni 2010 Landesvorsit-

zende der CDU Brandenburg. 

 

 
 

 
1. Frau Dr. Ludwig, Sie sind seit einem Jahr die Landesvorsitzende der CDU Brandenburg. 

Was hat sich unter Ihrem Vorsitz geändert? 

Jede Zeit hat ihre Erfordernisse. Insofern haben wir das vergangene Jahr in der Opposition 

genutzt, wichtige Strukturanpassungen im Landesverband anzugehen. Das ist nicht immer ein-

fach und angenehm, aber dringend erforderlich, um unsere Märkische Union kampagnefähig 

zu machen. Voraussetzung sind zunächst einmal vernü nftige Strukturen und solide Finanzen. 

Wir sind dabei schon ein gutes Stück vorangekommen,  so dass wir aktuell Mitgliederkonferen-

zen durchführen, das Mitgliederwerbejahr mit Preise n ausrufen und den Wilhelm-Wolf-

Ehrenamtspreis bei der diesjährigen Sommertour ausl oben können.  

 

2. Die SU Brandenburg war bis vor kurzem der Überze ugung, dass die Belange der Senio-

ren-Union von der Brandenburger CDU nicht in dem Maße gewürdigt werden, wie es in 

Reden immer wieder betont wurde. Ist Ihrer Meinung nach eine erhebliche Verbesse-

rung in der Beziehung zur SU eingetreten? 

Unser Anspruch ist, die stärkste politische Kraft i n Brandenburg zu werden. Die Senioren-

Union ist für die CDU Brandenburg dabei ein wichtig er Partner, gerade die Fähigkeiten und Er-

fahrungen unserer älteren Mitglieder sind von unsch ätzbarem Wert. Das zeigte sich bereits bei 

der Diskussion des Eckpunktepapiers �Brandenburg � Arbeitsplatz der Zukunft�. Die Senioren-

Union hat im Vorfeld ihre Positionen dazu eingebracht, und wir werden die verschiedenen 
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Punkte im zweiten Halbjahr intensiv diskutieren und danach parlamentarisch bearbeiten. Das 

Ergebnis wird nicht nur für die programmatische Wei terentwicklung unserer Partei wichtig sein. 

Es ist auch Ausdruck einer guten und engen Zusammenarbeit, die wir mit weiteren Themen 

vertiefen werden.  

 

3. Man hört und liest immer wieder, dass es Bündnis se gegen Rechts gibt. Die Senioren-

Union will den Antrag auf ein Bündnis gegen Links s tellen. Wir sind der Meinung, dass 
jedwedem Radikalismus energisch entgegen getreten werden muss. Würden Sie unse-

ren Antrag unterstützen? 

Es zeigt sich schon in der Wahl der Begriffe � häuf ig wird bewusst vom Kampf gegen Rechts 

statt gegen Rechtsextremismus gesprochen � , dass w ir wachsam sein müssen. Hier wird ver-

sucht, konservative Positionen generell in die rechtsextreme Ecke zu rücken. Auf der anderen 

Seite werden linksextremistische Tendenzen, die unsere freiheitliche Grundordnung bedrohen, 

regelmäßig verharmlost, obwohl beispielsweise brenn ende Autos mittlerweile ein echtes Prob-

lem darstellen. Insofern hätte ein solcher Antrag n atürlich meine volle Unterstützung.  

 

4. Werden Lebensmittel bezahlbar bleiben, wenn wir immer mehr Anbauflächen nicht für 
die Nahrungsmittelproduktion, sondern für den Input  von hochsubventionierten Bio-

gasanlagen benötigen? Ist es ethisch überhaupt vert retbar, dass wir unsere Nahrungs-

mittel verheizen? 

Vernünftig ist es, wenn diese Anlagen mit Reststoff en der Landwirtschaft wie Gülle und Stroh 

betrieben werden und so der Stoffkreislauf gewahrt wird. Im Idealfall durch heimische Landwir-

te betrieben, hat dies keine Auswirkungen beispielsweise auf die Fruchtfolge. Doch werden in-

zwischen so viele Anlagen gebaut, dass die Reststoffe dafür nicht ausreichen, und so werden 

Nahrungsmittel verwertet. Hinzu kommt, dass sich immer stärker große industrielle Unterneh-

men statt regional verankerte Landwirte in diesen Bereichen engagieren. Das hat zur Folge, 

dass Boden und Landschaft durch Monokulturen dauerhaft geschädigt werden. Die CDU hat 

frühzeitig mit ihrem Positionspapier und dem Bekenn tnis zu einer bäuerlich geprägten Land-

wirtschaft zur Stärkung des ländlichen Raums in Bra ndenburg Stellung bezogen. Unsere Posi-

tionen stärken Familienbetriebe und damit eine nach haltige Landwirtschaft in Brandenburg  

 

 

5. Die Energiepolitik der CDU hat nach Fukushima eine Kehrtwende erfahren. Wie steht die 

Brandenburger CDU zur Energiepolitik der Bundesregierung? 

Die Debatte um die künftige Energiepolitik ist desh alb so intensiv, weil mit ihr eine ganze Rei-

he von grundsätzlichen, auch ethischen, Fragen verk nüpft ist. Deshalb habe ich mich im Bun-

desvorstand der CDU für eine breite und gründliche Diskussion mit den Mitgliedern eingesetzt, 

statt Schnellschüsse zu unternehmen und Hau-Ruck-En tscheidungen zu treffen. Es geht hier 

um Grundsatzentscheidungen, die unser Land für die nächsten Jahrzehnte maßgeblich prägen 

und verändern werden � das sah man dort leider ande rs. In der Debatte kommt mir die ergeb-

nisoffene Forschung nach alternativen Energien regelmäßig zu kurz. Dort ist das Geld besser 

angelegt als in einer überbordenden Subventionierun g regenerativer Energien. Raus aus der 

Kernkraft und rein in die Windkraft, Sonnenenergie und Biogaserzeugung wird das Problem al-

lein nicht lösen.  
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6. Sind dramatische Preissteigerungen für Energie n icht die Folge dieser Energiepolitik? 

Der Aktionismus wird ohne Zweifel deutliche Auswirkungen auf die Energiepreise haben. Das 

werden insbesondere die kommenden Generationen erfahren. Gleichzeitig treibt mich aber 

auch die Frage der Versorgungssicherheit um. Wir werden stärker als bisher auf endliche 

Ressourcen wie Erdgas angewiesen sein, die unsere Abhängigkeit von einigen wenigen Staa-

ten wieder erhöhen wird .  

 

7. Die gleichen Umweltverbände, die vehement gegen Atomkraft protestiert haben, sind 

gegen Windkraft, gegen Solarenergie, gegen Biogasanlagen, gegen Kohlekraftwerke, 

gegen CCS, gegen neue Stromleitungen � also zurück in die Höhle mit Bärenfell und 

Keule? 

Mit dem technologiefeindlichen Motto �Neue Technologien ja, aber bitte nicht vor meiner Haus-

tür!� hätte sich Deutschland in den vergangenen Jah rzehnten den Wohlstand nicht erarbeiten 

können. Wenn Umweltverbände beispielsweise heute di e Erdverkabelung propagieren, frage 

ich mich, ob sie unseren Bürgern auch deutlich mach en werden, dass erstens der Eingriff in 

die Landschaft ähnlich stark ist wie bei oberirdisc hen Leitungen � die Erdtrassen müssen 

ebenfalls von Bäumen freigehalten werden � und zwei tens, dass dies auch bis zu siebenmal 

mehr kostet.  

 

8. Die Bildungspolitik in Brandenburg wird von Rot-Rot in eine schulische Einheitsbrühe 

gelenkt, keine Förderschulen mehr, dadurch höhere K lassenfrequenzen. Keine indivi-

duellen Wahlmöglichkeiten für den einzelnen Schüler . Will man absichtlich die jungen 
Menschen in ein niederes Bildungsniveau treiben? Wie stehen Sie und die CDU Bran-

denburg zu diesem schulischen Damoklesschwert? 

Wir erleben derzeit, wie die linke Platzeck-Regierung die Einheitsschule durch die Hintertür 

einführen will. Die Schließung der Förderschulen un d die drastischen Einschnitte bei den Frei-

en Schulen sind nur die ersten Vorboten, und die CDU ist die einzige Partei in Brandenburg, 

die sich konsequent für Vielfalt in der Bildung sta rk macht, um dieser Politik der Gleichmache-

rei entschieden entgegen zu treten. Wir unterstütze n die Unterschriftensammlung der Volksini-

tiative �Schule in Freiheit� und erfahren sehr viel  Zuspruch von betroffenen Eltern, Schülern 

und Lehrern, weil wir für ein vielfältiges, leistun gsorientiertes und durchlässiges Schulsystem 

arbeiten. 

 

9. Die Mitgliederzahlen aller politischen Parteien und Vereinigungen sinken dramatisch. 

Sind die Bürger unseres Landes zu müde, sich zu eng agieren, um so die Politik in die-

sem Lande mitzubestimmen? Was sollte Ihrer Meinung nach unternommen werden, um 

diesen Exodus zu stoppen? 

Es liegt zunächst an uns selbst, das Notwendige zu tun, was wir mit einer Mitgliederkampagne 

auch machen. Wir sehen, viele Brandenburger engagieren sich zeitlich und inhaltlich begrenzt 

für ein konkretes Thema in einer Bürgerinitiative. Die Fragen und Anliegen der Bürger müssen 

aufgegriffen werden, um Mitglieder zu gewinnen. Hinzu kommt, dass wir als Märkische Union 

unser Profil weiter schärfen müssen. Bürger, die ei ne deutlich erkennbare Alternative zum lin-

ken Einheitsbrei suchen, sollen sich bei uns wohlfü hlen und sich einbringen können. 

 

Vielen Dank, Frau Dr. Ludwig, für dieses Interview!  
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50. Jahrestag des Berliner Mauerbaus 
Geschicht l iches Datum und persönl iches Erleben 

 

Ulrich Braun, Eberswalde, Ehrenvorsitzender des Landesverbands der 

Senioren-Union Brandenburg 

 

Ein halbes Jahrhundert ist es nun schon her, dass die DDR sich durch ihren �antifaschistischen 

Schutzwall� von der übrigen Welt abgeschottet hat u nd damit auch viele menschliche Beziehun-

gen schwer beeinträchtigte. Manche Verwandte und Na chbarn konnten sich von einem Tag zum 

anderen nur noch über Zäune und Mauern hinweg zuwin ken. In diesen Tagen und Wochen wer-

den die Medien viel über die historischen Ereigniss e jener Tage sowie Einzelschicksale berichten 

und der heutigen Generation ein farbiges Bild vor Augen stellen. 

 

Ich möchte besonders uns ˜lteren meine Erinnerungen  und Empfindungen, auch praktische 

Überlegungen und weiterführende Gedanken darlegen: 

 

Als ich Anfang 1947, nach Rückkehr aus sowjetischer  Kriegsgefangenschaft, der CDU unter Ja-

kob Kaiser in der �sowjetischen Besatzungszone� bei trat, war die Bewahrung der Einheit 

Deutschlands eines meiner Hauptanliegen. Mein politisches Engagement war gegen die zuneh-

mende innere und äußere Abspaltung gerichtet. 

 

Als Vertreter meiner Kirche habe ich in den 50er Jahren jedes Jahr in West-Berlin an Begegnun-

gen und Gesprächen mit Christen aus aller Welt teil genommen, darunter z. B. mit Amerikanern 

und Koreanern aus Nord und Süd (damals führten die USA den Korea-Krieg). Das war ein Fens-

ter in die weite Welt, das gab Information und Bildung in weitem ökumenischem Rahmen. Diese 

wertvolle Möglichkeit war nun abgebrochen, für mich  ein sehr bedauerter Verlust. 

 

Ich war Brandenburger, wenn das Land auch in der DDR in Verwaltungsbezirke gegliedert war, 

und im Bezirk Frankfurt/ Oder und meiner Heimatstadt Eberswalde habe ich vor und nach dem 

Mauerbau u. a. als Schulungsreferent meiner CDU mit vielen Menschen gesprochen und gear-

beitet. Jetzt war verstärkt die Frage gestellt, wie  wir unsere Arbeit in der DDR, die ja immer auch 

Zusammenarbeit mit anders denkenden Menschen, besonders auch zwischen Christen und Mar-

xisten, bedeutete, weiter gestalten wollten und konnten. Viele Menschen haben vor allem nur die 

�Mauer� gesehen, die Einengung, die Unfreiheit, und  sind dagegen angerannt, innerlich und äu-

ßerlich. Manche haben ihre noch relative Freiheit u nd ihr Leben dabei verloren. Andere haben 

sich �gleichgeschaltet� oder einfach resigniert. Vi ele aber haben auch die Verantwortung für ihr 

Leben und das der anderen Menschen im Lande gesehen und die Möglichkeiten der Gestaltung 

dieses Lebens ausgelotet. 

 

Ich habe damals die Formel gefunden und gebraucht: Kritisches Engagement � für Menschen. 

Mit ähnlich gesinnten Freunden haben wir die Aufgab en des Tages wahrgenommen und die 

Hoffnung auf die �Nach-Mauer-Zeit� wach gehalten, w ann immer das sein würde. 
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Nachdenkliche Freunde fanden ein Verständnis dafür,  dass das �Experiment Sozialismus�, das ja 

durch die Mauer geschützt werden sollte, ausreifen müsste, bevor es überwunden würde und 

bevor die Mauer fiel. 

 

Gott sei Dank ist das nun auch schon vor über 20 Ja hren geschehen! 

 

 
 

Ulrich Winz, Berlin, Ehrenvorsitzender des Landesverbands der 

Senioren-Union Brandenburg 

 

April 2011: U. Braun und U. Winz 

 

Für mich begann der 13. August 1961 schon Monate fr üher. Wie das? Anlässlich unserer 

Hochzeitsreise im Mai des Vorjahres empfand ich beim Durchqueren des Brandenburger Tores: 

�Das geht hier nicht mehr lange.� Vor allem der sta rk angeschwollene Flüchtlingsstrom aus der 

DDR bewegte sich auf einen Konflikt, auf eine Katastrophe, zu � ähnlich einer Tragödie im 

Theater. 

 

Seit dem �Neuen Kurs� im Juni ‘53 war der innerdeut sche Reiseverkehr von DDR-Seite erleich-

tert. Mit Verwandten-Besuchen in Mittenwald (Oberbayern), Garmisch, München und einem Ab-

stecher nach Österreich (was verboten war!) machte ich noch im gleichen Jahr davon Gebrauch. 

Es war eine Bildungsreise, die mich nachhaltig beeinflusste; die Begegnung mit Gleichaltrigen 

aus Norddeutschland und Brasilien ein neues, beglüc kendes Erlebnis, das mir die Augen für Vie-

les öffnete. Die �Welt� ging ja hinter der DDR-Gren ze noch weiter!  

Es hätten bis zur freiwilligen Rückkehr unbeschwert e Wochen werden können, wenn nicht eines 

Tages die Absage zum Studium gekommen wäre� 

 

Ich lernte in der 2. Hälfte der 50er Jahre auf Besu chsreisen als �Anhalter� auch die Porta Westfa-

lica bei Detmold kennen, ferner Dortmund, Düsseldor f, Köln � und mit Bad Godesberg und Kö-

nigswinter zwei Rhein-Orte, die ich nach Mauerfall zu Seminaren der CDU-nahen Stiftungen und 

Tagungen öfter besuchen sollte. 



Report 20.2011,2 
 

 12 

Auf besagtem politischem Hintergrund traf mich die Nachricht vom Mauerbau in Berlin nicht so 

völlig überraschend. Außerdem war Berlin aus Cottbu ser Sicht weit weg. Dass die Spaltung der 

Infrastruktur in der Millionenstadt so perfekt mögl ich sein würde, überstieg allerdings die Vorstel-

lungskraft und deutete auf längere systematische Vo rbereitung. Vorbei waren die gelegentlichen 

Besuche der �Grünen Woche� und bei der �HO Gesundbr unnen�, wo ich mir meine erste Arm-

banduhr gekauft hatte. Der Wechselkurs West:Ost stand damals bei 1:5. So musste ich 91 

(Ost)Mark dafür berappen. 

 

Mit Spannung verfolgte meine Familie die Gespräche über die wenigstens zeitlich begrenzten 

�Passierscheinabkommen�, die schließlich zu Weihnac hten 1963 Begegnungen in östlicher Rich-

tung ermöglichten und das Los getrennter Familien e in wenig milderten. Mit dem familiär beding-

ten Umzug nach Berlin (1973) verstärkte sich bei mi r der Wunsch, doch zumindest einmal zu 

erleben, wie es (in Kreuzberg) hinter der Mauer weitergeht. Der Ausblick aus unserer Wohnung 

an der Leipziger Straße gestattete eine �Umschau� v om ZK-Gebäude an der Kurstraße bis zum 

Springer-Hochhaus zwischen Zimmerstraße (Grenze) un d Kochstraße. Symbole zweier entge-

gengesetzter Systeme auf einen Blick. 

 

Im Sommer 1989 schließlich bekam ich Gelegenheit, a ls Begleiter eines blinden Freundes, u.a. 

für ihn wichtige grenznahe ALDI-Filialen in Wedding  aufzusuchen � mit einem Mehrfachvisum. 

Ob mich die Grenzer im Bahnhof Friedrichstraße auch  ohne Ali Schütt durchlassen würden? Ich 

versuchte es und hatte Glück. Ganz unbekannt war ic h den Grenzern nicht mehr, denn 1984 hat-

te ich mich im Auftrag der CDU (Ost) mit einem Kollegen zu politischen Gesprächen in Wien auf-

gehalten. Es war die Zeit der Sprachlosigkeit zwischen den beiden Großmächten, die Zeit des 

NATO-Doppelbeschlusses. Wir sollten  dafür sorgen, dass der Gesprächsfaden mit �friedensbe-

wegten� Persönlichkeiten erhalten bleibt.  

 

Als am 9. November 1989 schließlich Schabowskis ˜uß erung zur �unverzüglichen� Erleichterung 

des Reiseverkehrs nach 28 Jahren die Runde machte und Tausende Berliner  die GÜS (Grenz-

übergangsstellen) stürmten, ließ ich mich von meine r Frau von einer Stippvisite am Checkpoint 

Charlie abhalten. So verschlief ich die Nacht der Nächte.  

 

Der Mauerbau kam nicht von ungefähr: 

• Bereits im Juli 1948 konnte ich die thüringisch-ba yerische Grenze nur illegal und in einer ge-

führten Gruppe überqueren, da durchgehende Fahrkart en nicht verkauft wurden. 

• Mit dem Beschluss zum �Aufbau des Sozialismus� dur ch die II. Parteikonferenz der SED im 

Juli 1952 war von heute auf morgen den West-Berliner Eigentümern von Grundstücken im 

Berliner Umland der Zutritt zu ihren Anwesen versagt. Besagte Grundstücke kamen in staatli-

che Verwaltung. Für West-Berliner war die Grenze pr aktisch nicht mehr überwindbar. 

• In den 50er Jahren verfuhren die Volkspolizei-Kreisämter (VPKA) mit Anträgen auf �Interzo-

nenpässe� (später: �Ausreisevisa� genannt) völlig w illkürlich, und mit dem Chruschtschow-

Ultimatum 1958 lehnten sie sie fast ausnahmslos ab. 

• Und selbst in den Jahren 1986 ff., als Reisen in �dringenden Familienangelegenheiten� zu 

Verwandten 1. Grades sowie leiblichen (also nicht angeheirateten) Tanten, Onkeln und Cou-
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sins/ Cousinen prinzipiell genehmigt wurden, musste man mit schikanösen Verhören und 

letztlich Ablehnungen rechnen.  

• Reisen zu Beerdigungen � über zwei Jahrzehnte völl ig ausgeschlossen � wurden selbst in 

den späten Achtzigern, wenn überhaupt, nur äußerst kurzfristig erteilt, so dass es zuweilen 

schwierig war, rechtzeitig am Reiseziel anzukommen. 

 

Längst ist die Reisefreiheit � ein Grundrecht der M enschen � wieder hergestellt. Innerhalb 

Deutschlands und zwischen zahlreichen Ländern Europ as. �Schengen� steht für Mobilität, ist 

Synonym für gewonnene Freiheit von einem arroganten , als �sozialistisch� geltenden Regime, in 

dessen Dienst ich mich viel zu lange hatte nehmen lassen. 

 

Sind wir uns der Bedeutung des freien Reisens jenseits von Gedenktagen eigentlich noch be-

wusst? Für mich ist das unbeschwerte Überschreiten des früheren Grenzstreifens � etwa zwi-

schen Mitte und Kreuzberg in Berlin � noch immer ei n Wunder, das viele von uns erhofft, aber 

nicht mehr so richtig für möglich gehalten hatten. Wunder Nr. 2: Es blieb bei der Grenzöffnung, 

ohne dass von einer der beiden Seiten ein Schuss abgegeben wurde. GOTT sei DANK! 

 

 

Ingo Hansen, Schönwalde-Glien, Lan-
desvorsitzender der SU Brandenburg 

 

Sonntag, 13. August 1961. Es ist kurz vor 5:00 Uhr 

früh, müde vom Wachdienst: Auf dem noch mit Trüm-

mern umsäumten Gelände an der Belziger-, Akazien- 

und Vorbergstrasse in Berlin Schöneberg hatte ich m it 

zwei Freunden ein Zelt der Stadtmission zu bewachen. 

Aus dem Kofferradio (Clipper in mintgrün von Nord-

mende) im erstmalig an diesem Tag gesendeten RI-

AS-Frühprogramm sang Connie Francis von ihrem 

�Schönen fremden Mann�. Ich trank gerade die 

11.Tasse Kaffee aus einer der fünf mitgebrachten 

Thermoskannen, als plötzlich das Lied abbrach und 

wir im RIAS Berlin � �Eine freie Stimme der freien Welt� � die Stimme von Wolfgang Behrend 

hörten:  

 

�Wir unterbrechen das laufende Programm und bringen eine Life-

Reportage vom Potsdamer Platz. Unser Reporter vor Ort: Rainer Höynck: 

�Seit dem frühen Morgen beginnen bewaffnete Grenzpo lizisten mitten in 

Berlin die Straßenpflaster aufzureißen. Asphaltstüc ke und Pflastersteine 

werden zu Barrikaden aufgeschichtet, Betonpfähle ei ngerammt und Sta-

cheldrahtverhaue gezogen. Die Absperrung läuft entl ang der sowjetischen 

Sektorengrenze mitten durch Berlin. Geschütze und P anzer fahren auf.�� 
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Geschockt hörte ich zu: �Macht ihr alleine weiter, ich laufe zum Potsdamer Platz,� rief ich meinen 

beiden Mit-Nachtwächtern zu, informierte meinen Fre und Rainer von einer Telefonzelle und ver-

ließ das Gelände in Richtung Potsdamer Platz. Sonnt agmorgens im Jahr 1961 fuhren weder 

Straßenbahnen, Busse noch U-Bahnen um diese Zeit, a lso musste man laufen. 

 

Meinen Freund traf ich dann am vereinbarten Treff am Potsdamer Platz, vor dem �Centrum-

Tageslichtspiele�, einem der sog. Grenzkinos (25 Pfennig) in unmittelbarer Nähe des Platzes.  

Was wir sahen trieb uns Zorn, Wut und Angst in die Köpfe. Stacheldrahtverhaue, dahinter martia-

lisch aussehende NVA-Soldaten und Mitglieder sog. Betriebskampfgruppen mit aufgepflanzten 

Bajonetten. Viele Gedanken schossen mir durch den Kopf: Gibt es jetzt Krieg? Lässt sich Kenne-

dy das gefallen? 

 

Außenminister Dean Rusk sagte dazu: 

 

�Die Behörden in Ostberlin und Ostdeutschland haben  scharfe Maßnah-

men getroffen, um ihrer eigenen Bevölkerung den Zug ang nach Westberlin 

zu verwehren. Diese Maßnahmen wurden zweifellos dur ch den anwach-

senden Flüchtlingsstrom in den letzten Wochen ausge löst. Die Flüchtlinge 

kommen nicht aufgrund von Überredung oder Propagand a seitens des 

Westens, sondern wegen der Fehlschläge des Kommunis mus in Ost-

deutschland.� 

 

1961 � Es war das 2. Lehrjahr zur Ausbildung als Or thopädie-Mechaniker, ich dachte an meinen 

Kollegen Jürgen aus Friedrichshain, der bei uns in Westberlin arbeitete und seit Monaten Klei-

dung, Bücher und weitere persönliche Dinge mit in u nsere Werkstatt brachte und dort deponierte. 

Er wollte an diesem Wochenende mit seinem Paddelboot noch einmal auf dem Müggelsee den 

Sonntag genießen um dann am Montag, den 14. August endgültig nach Westberlin zu flüchten. 

Was wohl aus ihm geworden ist? 

 

 

Dr. Friedrich Donepp, Potsdam, 

Kreisvorsitzender der Senioren-Union Potsdam 

 
Am 13. August 2011 jährt sich der 50. Jahrestag des  Mauerbaus. Bis zum 13.August 1961 waren 

ca. 3,5 Mio. Menschen aus der Sowjetischen Besatzungszone (ab 1949 DDR), insbesondere 

über Westberlin, in die Bundesrepublik geflohen. De r DDR-Partei- und Staatsführung und den 

hinter ihnen stehenden Genossen in Moskau war klar geworden, dass mit der offenen Grenze 

nach Westberlin die DDR auf Dauer nicht existieren konnte. In Moskau fürchtete man zudem im 

Fall eines Zusammenbruchs der DDR einen Dominoeffekt bei den anderen sozialistischen Län-

dern. 

 

Im Frühjahr/ Sommer 1961 schwoll die Fluchtbewegung  sehr stark an, täglich meldeten sich 

2.000 � 3.000 oder noch mehr Flüchtlinge allein in den Auffanglagern Westberlins. Ich war zu 
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dieser Zeit 21 Jahre alt, lebte noch bei meinen Eltern und befand mich in der Berufsausbildung 

beim Meteorologischen Dienst der DDR in Potsdam. Als Potsdamer war ich die offene Grenze 

nach Westberlin gewöhnt und pendelte mit der S-Bahn  nach Belieben nach Westberlin. Die 

Grenz- und Zollkontrollen am Bahnhof Griebnitzsee nahm ich als unausweichlich hin. Obwohl ich 

die Zustände in der DDR, speziell in Potsdam, sah u nd darüber auch viele Informationen über die 

Sender SFB und Rias bekam, eine Abriegelung Westberlins hielt ich für nicht möglich. Auch für 

mich stand außer Frage, die DDR mit ihren unseligen  Zuständen zu verlassen, aber ich wollte 

erst noch meine Berufsausbildung im Jahre 1962 abschließen. Ohne Berufsabschluss, eventuell 

dann arbeitslos in der Bundesrepublik, das wollte ich dann auch nicht. Trotzdem, im Mai 1961 

war ich schon weitgehend entschlossen zu gehen und war schon zum Auffanglager Marienfelde 

gefahren. Aber als ich vor dem Gebäude stand, dacht e ich zunehmend an meine Eltern und Ge-

schwister, die ahnungslos waren, kehrte wieder um und fuhr nach Potsdam zurück. Sie vorher zu 

informieren, hätte sie zu Mitwissern gemacht, in de r DDR ein Straftatbestand. 

 

Am Abend des 12. August 1961 war ich in Ostberlin verabredet, so gegen 22.00 Uhr fuhr ich mit 

der S-Bahn vom Bahnhof Friedrichstraße nach Potsdam  zurück. Während der Rückfahrt fiel mir 

keine besondere polizeiliche oder militärische Akti vität auf; die Kontrolle am Bahnhof Griebnitz-

see verlief wie üblich. Erst am S-Bahnhof Potsdam f iel mir die verstärkte Präsenz der Transport-

polizei auf. Sie kontrollierten intensiv Reisende nach Berlin, verweigerten in vielen Fällen auch 

die Weiterreise. Ich hielt dies aber für eine Maßna hme, die mit der starken Fluchtwelle im Zu-

sammenhang stand. Hinter dem S-Bahnhof und auf der Langen Brücke standen Fahrzeuge der 

Sowjetarmee und Dutzende von Soldaten, ausgerüstet mit Stahlhelmen und Maschinenpistolen. 

Mit einer Abrieglung Westberlins brachte ich dies aber noch immer nicht in einen Zusammen-

hang, sondern dachte, es handelt sich um eine große  Manöverübung, wie sie ja häufiger vorkam. 

Auch dass der abendliche Busverkehr eingestellt war, hielt ich für  eine Folge der Militärübung. 

 

Als ich am Sonntagmorgen des 13. August in Sondersendungen des SFB hörte, DDR- Grenz-

Polizei, Kampfgruppen und Volkspolizei riegeln Westberlin ab, habe ich zunächst meinen Ohren 

nicht getraut. Jetzt war mir klar, welche Rolle die Transportpolizei und die Sowjetsoldaten am S-

Bahnhof und auf der Langen Brücke spielten. Einige Zeit hörte ich zunächst fassungslos den 

Sondersendungen von SFB und Rias zu, die über die G renzziehungen rund um Westberlin be-

richteten, aber dann wollte ich mir selbst ein Bild von der Situation machen. 

 

Ich setzte mich auf mein Motorrad und fuhr zunächst  zur Glienicker Brücke. Diese war aber 

schon im Vorfeld weiträumig abgesperrt, ich konnte die Westberliner Seite nicht sehen, fuhr dann 

weiter bis zum dato existierenden Bad Quapphorn am Jungfernsee, aber auch dieses war ge-

schlossen und abgesperrt und eine freie Sicht zum Westberliner Ufer nicht möglich. Weiter ging 

meine Fahrt nach Sacrow zum Anlegesteg der bis zum 12. August 1961 verkehrenden Fähre 

zwischen Sacrow und dem Krughorn im Volkspark Klein Glienicke. Hier in Sacrow kam ich noch 

ans Ufer, und die Distanz zum Westberliner Ufer schwimmend zu überwinden , wäre für mich 

problemlos gewesen. Aber die Vielzahl der DDR-Polizeiboote, die diesen Bereich überwachten, 

ließ einen Versuch als sinnlos erscheinen. Ich nahm  mir vor, weiterhin nach Schwachstellen in 

der Grenze zu suchen, um einen Erfolg versprechenden Fluchtversuch zu wagen. 
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Am Folgetag, dem 14. August 1961, fuhr ich nachmittags nach Berlin, um mir die Absperrungen 

am Brandenburger Tor anzusehen. Ecke Friedrichstraß e/ Unter den Linden traf ich auf Hunderte 

von Ostberlinern, die laut gegen den Bau der Sperren am Brandenburger Tor protestierten. Ich 

schloss mich diesen Protestierenden an. Vom Brandenburger Tor her begannen Ordnungsgrup-

pen der FDJ mit Knüppeln und bewaffnete Kampfgruppe n die Straße Unter den Linden von den 

Protestierern gewaltsam zu räumen. Vor mir schlug e iner dieser Schläger erbarmungslos auf eine 

schreiende Frau ein. Ich stieß ihn zurück und schri e ihn an, dass er die Frau nicht zu schlagen 

hätte, mit der Folge, dass er jetzt auf mich einzus chlagen begann. Da sah ich dann rot, wie man 

im Volksmund sagt, und schlug, von dem Schläger woh l nicht erwartet, mit all�  meinen Kräften 

zurück. Meine Chancen in dieser Schlägerei waren al lerdings schlecht, denn eine ganze Gruppe 

von Ordnern fiel über mich her und überwältigte mic h schließlich.  

 

Auch danach konnten sie es nicht genug sein lassen, mich weiter zu schlagen, zu treten und zu 

beschimpfen als Verbrecher, Klassenfeind, Kapitalistenknecht u.ä., man sollte mich am besten 

gleich totschlagen usw., und schleppten mich in das damalige �Haus der Jugend� Unter den Lin-

den, das mit Sperren und Stacheldraht in ein Auffanggefängnis umgewandelt worden war. Ich 

war geschockt und von einer ohnmächtigen Wut erfüll t und nahm das Blut und die Schmerzen an 

vielen Stellen meines Körpers gar nicht bewusst wah r. Gleich den anderen Verhafteten musste 

ich mit erhobenen Händen, schweigend und mit dem Ge sicht zur Wand mehrere Stunden auf 

einem Flur stehen, hinter uns Posten mit Maschinenpistolen. Einzeln wurden wir dann durch die 

Volkspolizei verhört, die meisten Mitverhafteten ka men nach einem kurzen Verhör vor ein 

Schnellgericht und wurden als Grenzprovokateure verurteilt. Ich hatte mich während der Warte-

stunde etwas gesammelt und mir eine fundierte Ausrede überlegt: In der Vernehmung gab ich an, 

auf dem Wege zu einem Laden für Motorradersatzteile , der sich in der Leipziger Straße/ Ecke 

Friedrichstraße befand, gewesen zu sein und wäre re in zufällig in die Auseinandersetzung gera-

ten. Ich blieb fest bei dieser Behauptung, die Vernehmer konnten mir nichts Gegenteiliges nach-

weisen. Mit einer Verwarnung und entsprechender Drohung ließ man mich dann am 15.08.1961 

wieder frei. 

 

Mir wurde jetzt deutlich klar: ich war zu lange in der DDR geblieben, nun musste ich einen mögli-

chen Fluchtweg finden. Bei den weiteren Auskundschaftungen  sprach ich am 17.09.1961 mit 

Angehörigen der amerikanischen Militärmission in Ne dlitz über die Möglichkeit, mit ihrer Hilfe 

nach Westberlin zu gelangen. Gespräche mit den Mili tärmissionen waren in der DDR durch kein 

Gesetz verboten. Trotzdem, ich wurde beobachtet und noch am Abend des 17.09.1961 durch 

den Staatssicherheitsdienst unter der Anschuldigung verhaftet: �Versuchter Verrat der DDR und 

Verbindungsaufnahme mit der zur Zeit in Nedlitz stationierten Militärmission der USA.� Diese An-

schuldigung konnte der Staatssicherheitsdienst gegen mich aber nicht voll aufrecht erhalten, ich 

wurde dann durch das Bezirksgericht Potsdam wegen �Vorbereitung einer Republikflucht mit Hilfe 

der amerikanischen Militärmission� zu einem Jahr Ge fängnis verurteilt. 

 

Meine Strafe musste ich im Haftarbeitslager Pöthen im Kalibergwerk Volkenroda als Bergmann 

unter Tage abarbeiten.  
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Ingrid Münchow-Bluhm, Eberswalde, ehem. Vorsitzende des Stadtver -

bands Eberswalde der SU Brandenburg 

(Foto mit Klaus Marschner, amt. StV-Vorsitzender) 

Als Ulrich Winz mich bat, einige Sätze darüber zu s chreiben, 

merkte ich erst, wie weit ich innerlich von dieser Zeit entfernt 

war. Seit dem �Fall der Mauer� lebe ich ganz intens iv in die-

ser neuen Zeit der gewonnenen Freiheit. Ich will es trotzdem 

versuchen: 

 

Unmittelbar vor dem Mauerbau war ich mit meiner Familie 

zu Besuch bei meinem Bruder im Westen. Es zeichnete sich 

bereits ab, was geschehen würde. Mein Bruder bat un s ein-

dringlich, bei ihm zu bleiben � er habe genug Platz  für uns. 

Mein Mann antwortete nur: �Wir haben schon Ostpreuß en, 

Pommern und Schlesien verloren, wir können nicht no ch 

Brandenburg aufgeben.� Wir fuhren zurück nach Ebers wal-

de. 

 

Doch nicht alle dachten so. Viele liebe Freunde (und in letz-

ter Minute auch noch meine Schwester) �gingen� in d en Westen. Das tat bitter weh. Aber wir fan-

den andere Freunde. Später sagte ein Bekannter zu m einem Mann: �Peter, es ist gut, dass du 

nicht gegangen bist, du warst unser Leuchtturm�. Ich wurde Mitglied der CDU und arbeitete aktiv 

dort mit. Mein Chef gab mir sogar den Tag frei, wenn ich zum Bezirkstag delegiert wurde. 

 

Mein lieber Mann hat das wunderbare Ereignis des �Falls der Mauer� leider nicht mehr erlebt, er 

starb 1986. 

 

Sind wir immer noch dankbar für all die neuen Mögli chkeiten politischer und gesellschaftlicher 

Art? Mögen wir sie tatkräftig nutzen! 
 

 

Cottbus: CDU eröffnet Ausstellung über die Berliner Mauer 

Am 13. August jährt sich der Bau der Mauer zum 50. Mal. Aus diesem Anlass wurde am 20. Juni 

2011 in der CDU-Kreisgeschäftsstelle Am Turm 14 die  Ausstellung �Die Mauer. Eine Grenze 

durch Deutschland� eröffnet. Die Exposition wurde d urch die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 

SED-Diktatur erstellt. Auf 20 großformatigen Plakat en werden anschaulich und informativ u.a. 

das SED-Grenzregime und seine Opfer, Fluchten und Fluchthilfe, der Alltag entlang der inner-

deutschen Grenze und in der geteilten Stadt, aber auch die glückliche Überwindung der Teilung 

dargestellt. Eröffnet wurde die Ausstellung durch d en CDU-Kreisvorsitzenden, Prof. Dr. Michael 

Schierack, MdL und Sylvia Wähling, Geschäftsführend e Vorsitzende des Vereins �Menschen-

rechtszentrum Cottbus e.V.� 
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Politischer Diskussionsbeitrag: Merkel bekennt Farbe 
 

Zum Thema �Rente� ging uns der folgende provokante Artikel zu. Er fordert zu weiteren Diskussi-

onsbeiträgen auf, zu denen der Autor ausdrücklich a uffordern möchte: 

 

Es gibt sie eben immer noch, die Stolpersteine auf dem Weg zur Inneren Einheit der Deutschen. 

Auch im Jahre 2011, mehr als 20 Jahre nach dem Gewinn der deutschen Einheit, liegt der Ren-

tenwert Ost noch immer bei rund 89 Prozent des Westniveaus. Noch immer werden dadurch 

ständig ungleiche Lebensverhältnisse verhärtet und neu geschaffen, die dem politischen An-

spruch nach Vollendung der deutschen Einheit zuwiderlaufen. Die Betroffenen warten weiterhin 

auf eine Lösung auf politischer Ebene, die ihnen 20 09 mit dem Koalitionsvertrag der schwarz-

gelben Regierung Merkel versprochen worden war. 

 
Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP ist eine Angleichung der Renten im Verlauf der Le-

gislaturperiode, also bis 2013, vorgesehen. Dringliche Regelungen in anderen Bereichen der So-

zialgesetzgebung haben nach Verlautbarungen der Regierung dazu geführt, dass mit einem 

Gesetzgebungsverfahren zur Rentenangleichung frühes tens in diesem Jahr (2011) zu rechnen 

sei. 
 

Indes, das Jahr 2011 ist zur Hälfte vorbei und wir gehen frohen Mutes in die Sommerpause. Nur 

von der Rentenangleichung Ost an West ist weit und breit nichts zu hören, bis jetzt! Nun melde-

ten die Agenturen, dass der Staat derzeit in großem  Umfang vom Boom des Arbeitsmarktes profi-

tiere. Bürger und Unternehmen zahlten demnach in de n ersten fünf Monaten des Jahres 2011 

bereits 18 Milliarden Euro mehr an Steuern als im Vergleichszeitraum des Vorjahres. 

 

Und angesichts dieser Tatsachen verkündete die Kanz lerin am 19. Juni, dass ihre Regierung 

eine schnelle Angleichung der Ostrenten an das Westniveau nicht wie angekündigt im Jahre 

2011 herbeiführen werde. Merkel warnte laut BILD vo r einer vorschnellen Angleichung der Ren-

tensysteme in Ost- und Westdeutschland. Dabei könne  es passieren, dass der Ostrentner der 

Zukunft weniger erhält als der Ostrentner heute. Al s ob nicht alle derzeitigen Arbeitnehmer genau 

wüssten, dass ihnen das noch geltende Rentensystem aus demografischen Ursachen auf Dauer 

nichts nützen wird. 

 

Für die heutigen Rentner bleiben zwei Fragen an die  Kanzlerin: 
 

1. Was muss denn außer Wirtschaftsaufschwung und Ex plosion der Steuereinnahmen  

noch passieren, bis sich die Bundesregierung dazu durchringt, die aus der Teilung über-

kommenen sozialen Ungerechtigkeiten aus der Welt zu schaffen? 
 

2. Wie lange kann man selbst unter Ihren treuesten Anhängern, den Senioren in der Union, 

das Wohlverhalten noch aufrecht erhalten, wenn die Alten in unserem Land immer aufs 

Neue hinters Licht geführt werden? 
Manfred Leitner, Strausberg 
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Aus der Presse: Alle reden über die Rentenangleichu ng Ost-West � 
und legen sie beiseite 

Peter Heimann, Berlin (Quelle: Sächsische Zeitung v . 27. Mai 2011,  

http://www.sz-online.de/nachrichten/artikel.asp?id=2774928) 

 

Eigentlich will die Politik einheitliches Rentenrecht. Doch Ministerin von der 

Leyen (CDU) schiebt die Sache auf die lange Bank � es ist zu kompliziert. 

Eine Dreiviertelstunde lang redete der Bundestag gestern Nachmittag mal wieder über ein 

einheitliches Rentenrecht in Ost und West. Dieses Mal hatten die Grünen einen entspre-

chenden Antrag eingebracht. Nur passieren wird auch dieses Mal nichts. Die Bundesregie-

rung, konkret das Sozialministerium von Ursula von der Leyen (CDU), schiebt die 

komplizierte Angelegenheit weiter vor sich her.  

 

Die Grünen sind wahrlich nicht die Ersten, die die innerdeutsche Rentenfrage endlich ab-

schließend lösen wollen. Die FDP hat schon mal eine n umständlichen Entwurf zur Anglei-

chung der Rentensysteme in Ost und West vorgelegt. Die Linke steht weiterhin für eine 

milliardenteure Angleichung zugunsten der Ostdeutschen und brachte auch gestern � eben-

falls wie immer � einen eigenen Antrag ein. 

 

Dauert es noch zehn Jahre? 

 

Und auch die schwarz-gelbe Bundesregierung hat eine Angleichung im Koalitionsvertrag 

vereinbart: �Wir führen in dieser Legislaturperiode  ein einheitliches Rentensystem in Ost und 

West ein.� Doch so richtig ist bisher nichts geschehen. Zuvor, bei den SPD-Vorgängern, war 

es nicht anders. Beobachter kommen zu der Vermutung: Eine Angleichung macht nieman-

den � weder Ost- noch Westrentner � froh, bringt ab er viel ˜rger und Enttäuschung oder ist 

unbezahlbar teuer. Ein Sprecher des von-der- Leyen-Ministeriums sagt zwar, man mache 

sich �fortlaufend� Gedanken, wie man dieses System angleicht. �Allerdings ist das eine sehr 

komplexe und äußerst sensible Materie; denn man hat  hier die Interessen zwischen Alt und 

Jung, Ost und West, Stadt und Land und dergleichen mehr abzuwägen.� Außerdem �haben 

wir ein fein austariertes System�. Es sorge am Ende dafür, dass die unterschiedlichen Löhne 

in Ost und West � im Durchschnitt � �zu gleich hohe n Rentenansprüchen führen�. Eine An-

gleichung der Systeme sei nur �mittelfristig� mögli ch. Der Gesamtprozess, an dessen Ende 

�wirklich eine komplett einheitliche Rentenberechnung und Verdienstbewertung� stehe, wer-

de �sicherlich deutlich über zehn Jahre� dauern. 

 

Rentenansprüche werden in Ost und West unterschiedl ich berechnet. Im Laufe eines Ar-

beitslebens sammelt ein Arbeitnehmer sogenannte Rentenpunkte. Je Punkt erhält ein Rent-

ner im Westen derzeit 27,20 Euro, im Osten 24,13 Euro. 
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Aufregung im Osten  

Die unterschiedliche Höhe regt viele Rentner im Ost en auf. Allerdings wird vielfach überse-

hen, dass Rentenpunkte im Osten leichter zu erwerben waren. Die durchschnittlich niedrige-

ren Einkommen im Osten wurden und werden künstlich hochgerechnet, um 

Ungerechtigkeiten zu vermeiden. Unterm Strich � hie r niedrigerer Rentenwert, dort Höher-

wertung � erwerben Ostdeutsche derzeit je Euro Rent enversicherungsbeitrag knapp fünf 

Prozent höhere Rentenansprüche als Westdeutsche. 

 

 
 

Senioren-Union: Partnerschaftsseminar in Freckenhorst, 
NRW 

Partnerschaft st if ten � Gemeinschaft stärken 
 

 

 

Unter o.g. Überschrift stand das Seminar vom 18. � 20. April 2011, zu dem die Katholische Land-

volkshochschule �Schorlemer Alst� in Freckenhorst ( NRW) in Zusammenarbeit mit dem Arbeits-

kreis Partnerschaften der 

Senioren-Union der CDU 

eingeladen hatte. Der 

Tagungsort wurde An-

fang der 50er Jahre des 

vergangenen Jahrhun-

derts als Heimvolks-

hochschule errichtet, um 

vornehmlich die Landju-

gend in dem weithin 

landwirtschaftlich ge-

prägten westfälischen 

Münsterland auf ihren 

zukünftigen Berufsstand 

vorzubereiten.  
 

 

Landvolkshochschule Freckenhorst / Foto: Sebastian Niemerg 

 

Aus Brandenburg waren zehn Teilnehmer (darunter der Landesvorsitzende und stellvertretende 

Bundesvorsitzende, Ingo Hansen, sowie der Landesgeschäftsführer und Bundesvorstandsmit-

glied, Prof. Dr. Klockow) angereist, aus NRW acht (darunter die Mitglieder des Bundesvorstands 

Wolfgang Jäger und Reinhold Uhlenbrock). Tagungslei ter war Heinz Kopot, Partnerschaftsbeauf-

tragter der  Senioren-Union NRW. 
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Thematisch beinhaltete das Programm: 

 

• Partnerschaften fördern die Gemeinschaft (Ref.: H.  Kopot, M. Wuschech) 

• 20 Jahre nach der Deutschen Einheit � kommt eine n eue Kommunismusdebatte?  (Ref.: 

Dipl.-Volkswirt Johannes K. Rücker, Direktor der LV HS) 

• Die christlichen Werte in unserer Gesellschaft (Ref.: B. Hante) 

 

 

Die einzelnen Vorträge waren eingebettet in einen r egen Gedankenaustausch, der seine Fortset-

zung in abendlichen Gesprächsrunden fand. Weder The men wie die Energiepolitik, der Verlust 

christlicher Werte, Unterschiede bei der Mitgliederentwicklung in NRW und Brandenburg noch die 

Präimplantations-Diagnostik (PID) wurden dabei ausg espart. 

 

Ein Seminarthema befasste sich mit der von der Linkspartei losgetretenen Kommunismusdebatte 

und christlichen Werten in unserer liberalen Gesellschaft. Auch 20 Jahre nach dem Mauerfall sind 

die Bewertungen der ehem. DDR verbreitet noch recht unterschiedlich. Wir müssen konstatieren, 

dass viele damalige Chancen nicht genutzt wurden und lamentieren wenig Sinn macht. Fehler, 

die in der Vergangenheit gemacht wurden, können nic ht mehr korrigiert werden, aber Fehler, die 

heute gemacht werden, können verhindert werden. 

 

Im Zusammenhang mit der Beurteilung ehrenamtlicher Tätigkeiten in den Neuen Bundesländern 

wurde die Rolle bzw. Wirksamkeit der �Volkssolidarität� (VS) hervorgehoben. Mittels einer straffen 

Organisation und mittels finanzieller Unterstützung  durch Altkader der ehem. SED werden Mit-

gliedern der VS oft Sonderangebote für Reisen und F erienaufenthalte geboten. In diesem Zu-

sammenhang wird �Die Linke� leider zu oft als �Part ei des kleinen Mannes� dargestellt. Andere 

demokratisch legitimierte Seniorenorganisationen haben es unzweifelhaft schwerer, hier festen 

Boden unter die Füße zu bekommen. Unserer Mutterpar tei wäre dringend zu empfehlen, sich 

stärker als bisher den Fragen an der Basis anzunehm en. Aktivitäten der ehrenamtlich Tätigen 

sind stärker zu fördern bzw. zu unterstützen 

 

 

Am Dienstag fand eine Exkursion nach Münster statt.  Bei einem Besuch der Zentrale des Land-

schaftsverbandes Westfalen-Lippe (LVWL) in der Stadt (bei 275.000 Einwohnern = 54.000 Stu-

denten) wurden die Teilnehmer über die Struktur des  LVWL mit seinen 27 Kreisen und kreisfreien 

Städten und über dessen gegenwärtige Aufgaben infor miert. Der Schwerpunkt der Arbeit des 

Verbands mit seinen rund 14.000 Mitarbeitern und einem jährlichen Etat von ca. 2 Milliarden Euro 

liegt in der Betreuung und Bildung von Kindern und Jugendlichen in Kliniken und Förderschulen. 

Bis zum Jahr 1990 war dieser Verband auch für den A usbau der Infrastruktur (u. a. Straßenbau) 

zuständig. Träger genannter Einrichtungen sind insb esondere die Caritas und die Diakonie. Trotz 

rückläufiger Kinderzahlen steigt auch in NRW die Za hl der Behinderten. Mit allgemein steigender 

Lebenserwartung steigt auch die Lebenserwartung Behinderter und erreicht nahezu die eines 

�Normalbürgers�. Infolge veränderter Verhaltensweis en der Gesellschaft � u. a. einem Anteil al-

leinerziehender Mütter und Väter von mehr als 50 Pr ozent � ist leider auch eine erschreckende 

Zunahme psychischer Erkrankungen bei Kindern und Jugendlichen zu verzeichnen. Die Einrich-
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tungen sind bei den Betroffenen sehr beliebt, diese wollen dort bleiben, sind hier i. d. R. sozial 

besser abgesichert, verdienen als Betroffene bei weniger Stress besser als in der freien Wirt-

schaft und erwarten letztendlich eine höhere Rente als ein Geringverdiener.  

 

Einen Einblick in die bewegte Stadtgeschichte erlebten wir beim Besuch des Friedenssaales zu 

Münster. An dieser historischen Stätte wurde über d ie fünf Jahre dauernden Friedensverhand-

lungen informiert, die schließlich zur Beendigung d es 30jährigen Krieges und dem Westfälischen 

Frieden von Münster und Osnabrück im Jahre 1648 füh rten. 

 

 

Am Ende dieses Treffens waren sich die Teilnehmer einig, dass die Senioren-Union der CDU 

sich in der Tagespolitik weiter � auch stärker � zu  Wort melden muss. Durch aktive Partner-

schaftsverbindungen können gemeinsame Standpunkte e rarbeitet werden, was größere Wirkung 

zeigen würde. Dazu ist die Nutzung moderner Möglich keiten der Kommunikation sinnvoll. Eine 

Fortführung dieser Seminare wird für notwendig erac htet. Eine breitere Resonanz ist zu begrü-

ßen. Über kürzere Intervalle sollte nachgedacht wer den. 

Ein besonderer Dank geht an Heinz Kopot und den Direktor der VLHS für die gute Organisation 

und Vorbereitung sowie für die gute Unterbringung u nd Verköstigung. 
 

Georg Graf, Schönwalde/  

A.-D. Ehrlichmann, Cottbus 
 

 

 

VIII. Internationales Seminar Deutschland � Polen 
Zeitgleich mit der Gründung der �Polska Unia Senior ow� 

 
In den seit 2003 durchgeführten acht Seminaren in P olen haben polnische und deutsche Senio-

ren unterschiedliche historische und aktuelle politische Themen diskutiert und kompetente Politi-

ker und Wissenschaftler befragt. In den Diskussionen stellte sich heraus, dass in Polen keine 

Interessenvertretung der Senioren existierte. In den Gesprächen mit polnischen Politikern, so z.B. 

mit Herrn Grzyb (Abgeordneter im Sejm) und mit dem Bürgermeister von Zbaszyn, R. Suchorski, 

wurden von deutscher Seite her die Seniorenvertretungen in der Bundesrepublik erläutert und als 

Beispiel empfohlen. 

 

Für das diesjährige Seminar vom 13. � 16. April 201 1 wurde deshalb das Thema �Polnische und 

deutsche Senioren � passives Rentnerdasein oder akt ives Wirken in der Gesellschaft?� gewählt. 

Die konzeptionelle Idee war die Darstellung der Rolle der Senioren in der Familie, der Kommune, 

dem Bundesland Brandenburg und in Europa; also von der Keimzelle der Gesellschaft, der Fami-

lie, bis zur Europäischen Union. Zu diesen Themen w urden kompetente Politiker und Wissen-

schaftler als Referenten gesucht und gefunden. 

 

Mit dieser Thematik lag die zeitliche Durchführung des Seminars terminlich völlig richtig, denn am 

08. April 2011 war die Gründungsversammlung der �Po lska Unia Seniorow� in Oswietimin 

(Auschwitz). Als Vorsitzender wurde dort Henryk Lagodzki gewählt. Der Pressesprecher der pol-

nischen Senioren-Union, Herr St. Szalapak, nahm an unserem Seminar teil. Er nahm die The-
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meninhalte als Hilfe für die weitere inhaltliche Ge staltung der jungen, an keine Partei gebundenen 

Vereinigung dankbar entgegen. 

 

Folgende sechs Themen wurden von einzelnen Referenten behandelt:  

1. Die demographische Entwicklung in Deutschland und Polen und ihre Bedeutung für die 

künftigen Lebensverhältnisse der Senioren (Dr. Mich el, Direktor des Instituts für ange-

wandte Demographie, Berlin). 

2. Der Seniorenstatus im Wandel � von den Großelter n auf der Ofenbank bis zum aktiven 

Senior in der Kommune (Dr. H. Röpke). 

3. Der Seniorenbeirat der Stadt Potsdam � seine Ent wicklung zum Interessenvertreter der 

Senioren (W. Puschmann, Vorsitzender des Seniorenbeirats der Stadt Potsdam). 

4. Die Senioren-Union und die CDU-Brandenburg � Erw artungen und Realitäten (B. 

Richstein, MdL Brandenburg). 

5. Senioren in Europa � die EU in ihrem Bemühen der  Angleichung der Lebensverhältnisse 

der Senioren in den einzelnen Mitgliedsländern (Dr.  Ch. Ehler, MdEP). 

6. Die Lebensverhältnisse der Senioren in Wolsztyn (H. Rogozinski, Bürgermeister von 

Wolsztyn). 

 

Der polnische Teilnehmerkreis setzte sich überwiege nd aus der Leitung der �Universität des drit-

ten Lebens� mit ihrer Vorsitzenden Fr. Maria Koziolik zusammen. 

 

Für deutsche Besucher von Wolsztyn sollte der Besuc h des Robert-Koch-Museums, eingerichtet 

im Wohnhaus des Arztes, selbstverständlich sein. Al s Kreisarzt war R. Koch hier von 1872 � 

1880 tätig. Er forschte auf dem Gebiet der Bakterio logie, entdeckte die Erreger des Milzbrand, 

den Tuberkelbazillus als Erreger der Tuberkulose und den Erreger der Cholera. 1905 erhielt er 

den Nobelpreis. Ebenso ist eine Exkursion zum Bahnbetriebswerk Wolsztyn nicht nur für Eisen-

bahnliebhaber lehrreich. Über 30 Dampflokomotiven v erschiedener Baureihen können besichtigt 

werden. Höhepunkt des Rahmenprogramms war der Auftr itt des Gesangs- und Tanzensembles 

�Keblowo�. Dafür geht der Dank an den Bürgermeister  und das Palace-Hotel, unsere Tagungs-

stätte. 

 

Durch die Aufnahme des Seminars ins Jahresprogramm 2011 der Konrad-Adenauer-Stiftung und 

der Realisierung durch das Bildungswerk Potsdam nahmen nicht nur Teilnehmer der Senioren-

Union, sondern auch interessierte Bürger aus mehrer en Bundesländern an der Tagung teil. 

 

Das Seminar wurde als wertvoller Beitrag zur Völker verständigung eingeschätzt. Nicht auf hoher 

politischer Ebene, sondern von Bürger zu Bürger an der Basis des gesellschaftlichen Lebens, 

ergaben sich wertvolle Kontakte zwischen polnischen und deutschen Senioren. 

 
H. Röpke, Potsdam 
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Was verbindet die Senioren aus Wolsztyn mit den Senioren aus Brandenburg, Niedersachsen, 

Baden-Württemberg und Berlin? Ganz einfach: das per sönliche, ehrenamtliche Engagement für 

die Generation der älteren Menschen. 

 

So referierte die Vorstandsvorsitzende der �Universität des 3. Lebens�, Frau Maria Koziolek, über 

die zahlreichen Vorlesungen, Bildungsveranstaltungen, kulturellen Aktivitäten, den organisatori-

schen Aufbau und die Einbindung in das kommunale Leben von Wolsztyn. 

 

 

Erfahrungsaustausch zur Seniorenbetreuung (von links: H. Wredenhagen, Vors. der Senioren-Union 
Potsdam-Stadt; W. Puschmann, Vors. des Seniorenbeirates Potsdam-Stadt; Frau M. Koziolik, Vors. der 

�Universität des dritten Lebens�, Wolsztyn). 
 

 

Für die herzliche Aufnahme gebührt der stellvertret enden Bürgermeisterin, Frau Justyna Mikola-

jewska, dem Bürgermeister, Herrn Andrzej Rogozinski , sowie der Frauenvertretung der Stadt 

Wolsztyn unser besonderer Dank. 

 

Aus den Vorträgen von Herrn Dr. Ehler, Frau Richste in und Herrn Dr. Michel wurde für uns er-

kennbar, dass der demographische Wandel auch die polnische Region und insbesondere den 

ländlichen Raum in naher Zukunft treffen wird. Hier  ist die Politik der Länder, sind die Kommunen 

mit brauchbaren Lösungsansätzen gefragt. Die Diskus sion über diese Problematik haben wir als 

Senioren-Union Brandenburg begonnen, eine Weiterfüh rung sollte mit Unterstützung der Konrad-

Adenauer-Stiftung ins Auge gefasst werden.  

 

Im Namen der Teilnehmer möchten wir Herrn Ruminski von der Konrad-Adenauer-Stiftung (Bil-

dungswerk Potsdam), Herrn Dr. Röpke als Tagungsleit er, dem Dolmetscher Herrn Marek sowie 

den Gastgebern aus Wolsztyn für die gelungene Tagun g danken. 

 
Marina Kuschminder, Klaus-Peter Mentzel 
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Mit dem Bildungswerk Potsdam der Jakob-Kaiser-Stiftung 

unterwegs 
 

Eine Bildungsreise führte Brandenburger, darunter M itglieder und Freunde der Senioren-Union, 

vom 23. - 28. Mai nach Trier, Luxemburg und Frankreich. Von Seiten der Senioren-Union war 

Herr Manfred Wuschech, stellv. Landesvorsitzender der Vereinigung, an der Aquise der Teilneh-

mer unterstützend beteiligt. Bei Frau Karin Rentsch , Bildungsreferentin der Stiftung und ausgebil-

dete Kulturhistorikerin, lag diese Reise in kompetenten Händen. 

 

 
Die Reisegruppe vor dem Schloss in Schengen 

 

Anreise 

Bereits das Hotel �Karlsmühle� in Mertesbach bei Tr ier ist ein geschichtsträchtiger Ort. Hier war 

die Reisegruppe untergebracht. Am Flüsschen Ruwer s tand die älteste Mühle Deutschlands. 

Korn gemahlen wurde hier nicht, sondern Marmor für die Paläste der römischen Kaiser gesägt. 

Außerdem befinden sich in einem in der Nähe gelegen en Weinberg noch Reste einer hölzernen 

Wasserleitung aus der Römerzeit.  

 

 

1. Tag 

Die noch aus dieser Epoche zahlreich in Trier vorhandenen Bauten beeindruckten sehr. Nach 

einem Blick von einem Aussichtspunkt über die Stadt  besichtigten die Teilnehmer der Expedition 

die Porta Nigra (Schwarze Pforte), das Amphitheater, die Kaiserthermen und die Kaiserbasilika. 

Das Theater bot z.B. bei Gladiatorenkämpfen Platz f ür 18.000 Zuschauer. Außerdem befanden 

sich unter der Arena Aufenthalts- und Ausbildungsrä ume für die Kämpfer. In der Basilka existierte 

sogar eine Fußbodenheizung, auch die Kaiserthermen wurden über ein ausgeklügeltes System 

beheizt. Natürlich lernten wir auch das mittelalter liche Trier mit Dom, Markplatz und fürstbischöfli-

chem Palais kennen. Bei einer Schiffsfahrt auf der Mosel konnte auch die die Stadt umgebende 

Landschaft in Augenschein genommen werden. 
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Blick auf Trier (li.) und Porta Nigra (re.) 

 

2. Tag 

Die Fahrt nach Luxemburg führte ebenso in das Viertel mit den Gebäuden der Europäischen 

Union, der Philharmonie und der Banken wie auch in das Zentrum der reizvollen historischen 

Altstadt. Nach einem kurzen Besuch auf dem deutschen Soldatenfriedhof, wo die Gefallenen der 

Ardenneoffensive im 2. Weltkrieg eine letzte Ruhe fanden, ging es durch die Luxemburgische 

Schweiz, die mit ihren zahlreichen Sandsteinfelsen sehr an die Sächsische Schweiz erinnert, und 

noch ins Städtchen Echternach an der Sauer – ein malerisches Kleinod, das durch seine Spring-

prozession sprichwörtlich bekannt geworden ist. Auf der Fahrt kamen wir auch nach Schengen, 

einem kleinen Ort im Dreiländereck zwischen Luxemburg, Frankreich und Deutschland. Hier wur-

de mit dem „Schengener Abkommen“ europäische Geschichte geschrieben. Das dafür geschaf-

fene Museum bietet einen detaillierten Gesamtüberblick dieses Ereignisses. 

 

 

3.Tag 

Ein Besuch des Schlachtfelds von Verdun in Frankreich, wo Deutsche und Franzosen im 

I. Weltkrieg erbittert gegeneinander kämpften, hinterließ einen tiefen, nachhaltigen Eindruck. Be-

klemmend ist noch heute ein Gang durch das „Beinhaus“ von Donaumont, welches die Überreste 

von 130.000 anonymen französischen und deutschen Soldaten beherbergt, die auf dem 

Schlachtfeld von Verdun aufgelesen wurden. In den Kasematten des Forts Donaumont legten 

Karin Rentsch für das Bildungswerk und Manfred Wuschech für die Senioren-Union der CDU 

Brandenburg gemeinsam ein Blumengebinde am Grab dort gefallener brandenburgischer Solda-

ten nieder. Natürlich besuchte die Reisegruppe auch noch Verdun selbst. Wir lernten eine heitere 

französische Stadt an der Maas kennen, die das Weltfriedenszentrum beherbergt. 






















